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Projektentwickler kämpfen
mit dem Zinsanstieg, Geldge-
ber sind zurückhaltend. Das
macht die Refinanzierung
schwierig und die Unsicher-
heit groß. Die Titelgeschichte
des Magazin analysiert die
Lage und ihre Folgen. Ein In-
terview malt Szenarien, die
für viele unschön sein wer-
den: Zahlreiche Vorhaben
werden mehr Geld brauchen
und häufig wird ein Verkauf
der letzte Ausweg sein. Mez-
zaninefinanzierer erfüllt das
mit Hoffnung, Crowdinvest-
ments setzt das unter Stress.
Im Fahrwasser der steigen-
den Zinsen erleben die Bau-
sparkassen dagegen eine Art
Wiedergeburt.

Ergänzend finden Sie im
Magazin einen Blick auf den
Zustand der Digitalisierung in
den Banken, der eher mäßig
ist, und ein Update in Sachen
Geldwäschebekämpfung, bei
der es immer noch eher lang-
sam voran geht. Unser Markt-
überblick mit insgesamt 55
Finanzierern liefert erneut
Details, wer Geld für was und
zu welchen Bedingungen
bereitstellt.
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Rechtsanwalt
Dr. Ulrich Leo

von WIR Breiholdt
Nierhaus Schmidt

Quelle: WIR BNS

Mietrecht. Wird im Rahmen eines langfristig
abgeschlossenen Gewerberaummietvertrags
der Fälligkeitszeitpunkt von Miete und
Nebenkostenvorauszahlung verschoben, ist
das schriftformbedürftig.

OLG Hamburg, Beschluss vom 24. Januar 2023,
Az. 4 U 141/22

Verschieben der Mietzahlung
bedarf der Schriftform

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Die Parteien hatten einen langfristigen
Gewerberaummietvertrag abgeschlossen.
Nach einiger Zeit vereinbaren sie, dass die
Miete und die Nebenkostenvorauszah-
lung dauerhaft nicht mehr am dritten
Werktag, sondern später im Monat zur
Zahlung fällig sein soll. Einen Nachtrag,
der der Schriftform genügt, fertigen sie

hierüber nicht an. Eineinhalb Jahre später
kündigt derVermieter denMietvertragmit
den gesetzlichen Fristen – lange vor
Ablauf der vereinbarten Festlaufzeit. Der
Mieter wähnt sich im Besitz eines nach
wie vor langlaufenden Mietverhältnisses
und zieht nicht aus. Der Vermieter ver-
langt daher gerichtlich Räumung.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Das OLG Hamburg gibt dem Vermieter
Recht. Die Schriftform des Vertrags ist
nicht mehr gewahrt, sowohl weil die Par-
teien nachträglich die Verschiebung der
Mietzahlung vereinbart haben, als auch,
weil sie sich geeinigt haben, das Fällig-
keitsdatum der Nebenkostenvorauszah-
lung zu verlegen. Der Vertrag war daher
mit den gesetzlichen Fristen kündbar. Die

Entscheidung liegt auf der Linie der
höchstrichterlichen Rechtsprechung: Der
BGH unterwirft engmaschig alle Verein-
barungen zur Miethöhe, zur Mietanpas-
sung und zur Fälligkeit dem Schriftform-
erfordernis.Denn sie sind für einenpoten-
ziellen Erwerber der Mietsache, der vor
allem vom Schriftformerfordernis
geschützt wird, besonders wichtig.
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WAS IST ZU TUN?

Anders als bei der Ausübung von vertrag-
lich vorgesehenen Rechten stellt sich
immer dann, wenn die Vertragsparteien
im Rahmen eines Mietverhältnisses, das
für die Dauer von mehr als einem Jahr
abgeschlossen ist, eine Vereinbarung tref-
fen, die Frage, ob diese Einigung in einem
Nachtrag festgehalten werden muss. Von
vornherein ausgeschlossen vom Schrift-
formerfordernis sind Regelungen, deren
Auswirkungen unter einem Jahr bleiben,
etwa eine auf sechs Monate befristete
Mietreduzierung oder die finale Regelung
eines bereits in der Vergangenheit abge-
schlossenen Sachverhalts, zum Beispiel
wenn man sich über eine Mietminderung
im Zusammenhang mit der Lärmbelästi-

gung durch eine Baustelle in derNachbar-
schaft, die mittlerweile nicht mehr vor-
handen ist, geeinigt hat. Dies sind jedoch
die allerwenigsten Fälle. Änderungsver-
einbarungen bei Gewerberaummietver-
trägen, etwa über Ein- und Umbauten des
Mieters oder Änderungen des Miet-
zwecks, sind mit langfristigen Folgen ver-
bunden, wie Instandhaltung und Instand-
setzung der baulichen Änderung, Rück-
bau oder Konkurrenzschutz. Damit sind
sie schriftformbedürftig. Insbesondere
bei den Mitarbeitern und Dienstleistern,
die das Tagesgeschäft mit den Mietern
bzw. Vermietern bestreiten, gilt es ent-
sprechendes Problembewusstsein zu
schaffen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von Bethge
Quelle: Bethge

Maklerrecht. Lässt der Makler sich von
beiden Kaufvertragsparteien Maklerlohn in
unterschiedlicher Höhe versprechen, so ist
der zwischen dem Makler und dem Käufer
als Verbraucher geschlossene Maklervertrag
unwirksam.

LG München II, Urteil vom 30. Januar 2023,
Az. 2 O 4028/21

Provision muss für beide
Parteien gleich hoch sein
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DER FALL

Ein Makler war von einem Grundstücks-
eigentümer mit der Suche nach Erwer-
bern für ein Einfamilienhaus beauftragt
worden. Der Maklervertrag sah vor, dass
er im Erfolgsfall eine Provision von 3%
inklusive Mehrwertsteuer auf den Kauf-
preis vom Eigentümer erhält. Daraufhin
bot der Makler das Grundstück mit dem
Hinweis auf eine vom Käufer zu zahlende
Provision in Höhe von 3,57% (inkl. MwSt.)
auf den Kaufpreis an. Die Kaufinteressen-
ten unterzeichneten während des Besich-

tigungstermins u.a. eine Kaufpreisverein-
barung, in der auf eineVerkäuferprovision
von ebenfalls 3,57% hingewiesen wurde.
Der Makler war davon ausgegangen, dass
der Eigentümer damit einverstanden sei.
Dieser stimmte der Erhöhung der Provi-
sion jedoch nicht zu. DerMakler verlangte
dann von den Käufern eine Provision von
3% auf den Kaufpreis, also in derselben
Höhe, die auchmit demVerkäufer verein-
bart war. Die Käufer wollten nicht zahlen,
weshalb der Makler sie verklagte.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg, das LG München II wies die
Zahlungsklage als unbegründet ab. Der
Maklervertrag mit den Käufern verstößt
gegen die gesetzlichen Vorgaben und ist
deshalb unwirksam. Das Halbteilungs-
prinzip, nach dem im Fall einer Beauftra-
gung durch beide Kaufvertragsparteien

nur eine Provision in gleicher Höhe ver-
langt werden kann, ist in der vorliegenden
Konstellation anwendbar. Es dient dem
Schutz des Verbrauchers als der zweiten
Vertragspartei des Maklers und führt bei
einem Verstoß stets zur Unwirksamkeit
des Vertrags, wie das Gericht klarstellte.
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WAS IST ZU TUN?

Bislang ist die Rechtsprechung zu dieser
Fallkonstellation noch nicht gefestigt.
Wird ein Makler mit der Vermittlung von
Kaufverträgen über Wohnungen und Ein-
familienhäuser an Käufer, die Verbrau-
cher sind, beauftragt, sind im Fall einer
Doppeltätigkeit des Maklers die strenge-
ren gesetzlichen Vorgaben zu beachten.
Bei der Doppeltätigkeit sind beide Kun-
den jeweils Auftraggeber und Vertrags-
partner desMaklers. Die Provisionen soll-
ten von vornherein in gleicher Höhe ver-
einbart werden, sonst ist der Vertrag mit
dem Käufer unwirksam. Nach dem hier
vorliegenden Urteil schuldet der Käufer

dann gar keine Provision. Der Makler kann
diese Vorgabe nach Auffassung des LG
München II auch nicht umgehen, indem
er schließlich doch nur die geringere Pro-
vision von beiden Vertragsparteien ver-
langt. Dies wird teilweise in Rechtspre-
chung und Literatur anders gesehen.
Danach soll eine Anpassung auf die nied-
rigere Provision möglich sein. Es emp-
fiehlt sich in jedem Fall, mit allen Betei-
ligten klar zu kommunizieren und von
vornherein nur die gleichen Provisionen
zu vereinbaren. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Karsten Prote

von GTW
Quelle: GTW

Grundstückrecht. Wird ein beurkundeter
Grundstückskaufvertrag erst durch die
nachträgliche Genehmigung des
Käufers wirksam, ist für die Kenntnis von
Mängeln entscheidend, wann die
Genehmigungserklärung abgegeben wurde.

BGH, Urteil vom 6. Mai 2022,
Az. V ZR 282/20

Wer bei Mängeln den Vertrag
genehmigt, verliert Ansprüche
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DER FALL

Die Parteien lassen am 3. April 2019 einen
Kaufvertrag über ein Grundstück mit
Bürogebäude beurkunden. Beim Beur-
kundungstermin erscheinen für beide
Parteien vollmachtlose Vertreter. Der
Kaufvertrag soll bis zur Genehmigung
durch die Parteien schwebend unwirksam
sein; er enthält einenAusschluss der Sach-
mängelhaftung. Es genehmigt zunächst
der Verkäufer den Vertrag. Danach lässt
der Käufer seine Genehmigungserklärung

am 15. April bei einem anderen Notar
beglaubigen. Am6.Mai erfährt er, dass die
vermietbare Fläche des Objekts geringer
ausfällt als im Exposé angegeben. Erst
danach, am 29. Mai, übersendet er die
beglaubigte Genehmigungserklärung an
denNotar des Kaufvertrags. In der Geneh-
migungserklärung behält er sich Ansprü-
che u.a. wegen etwaiger Mängel vor.
Wegen der Abweichungen fordert der
Käufer Schadenersatz vom Verkäufer.
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DIE FOLGEN

Der BGH lehnt einen Schadenersatzan-
spruch ab. Der Vertrag ist erst durch den
Zugang der Genehmigungserklärung bei
dem beurkundenden Notar zustande
gekommen (§ 177 Abs. 1 BGB). Zu dem
Zeitpunkt kannte der Käufer die Flächen-
abweichungen. Mängelrechte kann er
deshalb nicht mehr geltend machen
(§ 442 Abs. 1 S. 1 BGB). Für die Kenntnis
des Käufers von Mängeln ist die Abgabe
der Genehmigungserklärung der maß-
gebliche Zeitpunkt. Er gibt seine Willens-
erklärung ab und weiß von den Mängeln.

Dass er Gewährleistungsansprüche gel-
tend macht, steht daher im Widerspruch
zu dieser Willenserklärung. Er ist nicht
schutzwürdig, wenn er sehenden Auges
ein mangelhaftes Grundstück kauft, um
dann Mängelrechte geltend zu machen.
Auch die Vorbehaltserklärung hilft dem
Käufer nichtweiter.DieGenehmigungser-
klärung ist grundsätzlich bedingungs-
feindlich. Es ist zudem nicht erkennbar,
dass der Käufer selbst die Genehmigung
von einer Bedingung abhängig machen
wollte.
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WAS IST ZU TUN?

Beim Abschluss von Kaufverträgen durch
vollmachtlose Vertreter sollte geprüft wer-
den, welche Informationen nach der
Beurkundung zusätzlich bekannt gewor-
den sind. Der Fall zeigt, dass auch Sach-
verhalte, die nach der Beurkundung zu
Tage getreten sind, relevant werden kön-
nen, wenn der Kaufvertrag noch von der
Genehmigung der Parteien abhängt.
Soweit der Käufer noch vor Abgabe der

Genehmigungserklärung von Mängeln
Kenntnis erhält, kann er den Vertrag
nicht in dem Vertrauen genehmigen,
im Nachhinein Mängelrechte geltend
machen zu können. Im Gegenteil muss er
wegen der Mängel unmittelbar nachver-
handeln. Versäumt er dies, muss er die
Mängel der Kaufsache gegen sich gelten
lassen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Ein Bauherr, der sich ohne eine
Mitschuld zu tragen, mit dem Unternehmer
über eine finanzielle Beteiligung an der
Schadensbeseitigung einigt, erhält hierfür
keinen Schadenersatz vom Überwacher,
dessen Schlechtleistung mitursächlich war.

OLG Köln, Urteil vom 13. Januar 2022,
Az. 7 U 29/21

Wer ohne Mitschuld zahlt,
hat keinen Erstattungsanspruch
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DER FALL

Der Bauherr beauftragt einen Ingenieur
mit der Bauüberwachung für die Herstel-
lung einer Teststrecke. Der Unternehmer
führt die Leistungmangelhaft aus, was der
Überwacher allerdings nicht feststellt. Es
treten deshalb nach Abnahme Risse und
Unebenheiten in der Fahrbahn auf. Der

Bauherr nimmt zunächst den Unterneh-
mer in Anspruch und einigt sich mit ihm,
dass er die Fahrbahn saniert und der Bau-
herr sich mit 1 Mio. Euro beteiligt. Diesen
Betragmacht der Bauherr gegenüber dem
Überwacher als Schadenersatz geltend.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg! Die Leistung des Unterneh-
mers und die Überwachung durch den
Ingenieur sind mangelhaft, beide haften
gesamtschuldnerisch. Der Bauherr kann
von jedem den Ersatz des gesamten Scha-
dens fordern, insgesamt aber nur einmal
(§ 421 BGB). Er hat seinen Mängelan-
spruch gegenüber dem Unternehmer gel-
tend gemacht, sich mit ihm geeinigt und
eine Kostenbeteiligung vereinbart. Für
letztere gibt es aber keinen Grund. Der
Bauherr hat einen Anspruch in voller
Höhe. Ein Mitverschulden, das seinen
Anspruch kürzen würde, trifft ihn nicht.

Hätte er Planungsfehler gemacht, müsste
er sich im Verhältnis zum Unternehmer
eine Mitschuld vorwerfen lassen, denn
ohne mangelfreie Planung kann der
Unternehmer nicht mangelfrei ausführen.
Dies gilt aber bei der fehlerhaftenÜberwa-
chung nicht: Auf sie ist der Unternehmer
nicht angewiesen, er hat dem Bauherrn
die mangelfreie Ausführung in eigener
Verantwortung zugesagt. Bei einem Über-
wachungsfehler haftet der Unternehmer
voll. Der Bauherr musste sich an den Kos-
ten nicht beteiligen, kann also vom Über-
wacher auch keine Erstattung verlangen.
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WAS IST ZU TUN?

Auch wenn Unternehmer und Überwa-
cher als Gesamtschuldner haften: Nach
§ 650t BGB steht dem Überwacher ein
Leistungsverweigerungsrecht zu, wenn er
wegen eines Überwachungsfehlers in
Anspruch genommen wird. Er darf den
Bauherrn darauf verweisen, dass er den
Unternehmer zur Mangelbeseitigung auf-
fordert und ihm eine Frist setzt. Erst wenn
die Frist ergebnislos verstrichen ist, kann
der Überwacher in Anspruch genommen
werden. Ein Mitverschulden wegen feh-
lerhafter Überwachung führt zu einer

Anspruchskürzung des Bauherrn gegen-
über dem Unternehmer. Dafür muss eine
Pflicht- oder Obliegenheitsverletzung vor-
liegen. Eine Pflicht zur Überwachung hat
der Bauherr nicht; eine Obliegenheit nur
dann, wenn es ihm zuzumuten ist, sich
hiermit vor Schaden zu schützen. Wenn
dies ausnahmsweise anzunehmen ist,
führt es nicht zu einer Mitverantwortung
des Bauherrn. Der Unternehmer handelt
eigenverantwortlich. Er kann nicht be-
haupten, nicht hinreichend überwacht
worden zu sein. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


